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Foto: Trauer und Verstörung in Gaza: Mehr als 70 000 Menschen sollen bereits durch 
israelische Angriffe getötet worden sein. © Bashar Taleb/AFP 

Ein Expertenpapier ruft dazu auf, die deutsche Politik im Nahostkonflikt am Völkerrecht 
auszurichten und Palästina anzuerkennen. 

Eine Gruppe namhafter Nahostexpertinnen und -experten fordert einen radikalen Kurswechsel 
in der deutschen Außenpolitik. Ihr am Donnerstag veröffentlichtes Papier plädiert dafür, sich 
von der Doktrin der „Staatsraison“ zu lösen und die deutsche Nahostpolitik auf Völkerrecht, 
Grundgesetz und eine umfassendere historische Verantwortung zu gründen. Anlass ist die 
anhaltende Zerstörung des Gazastreifens seit dem Hamas-Angriff vom 7. Oktober 2023 und 
der israelischen Kriegsführung, die nach Ansicht der Autorinnen und Autoren weder Frieden 
noch Sicherheit bringe. 

Am 7. Oktober 2023 hatte die Hamas und andere palästinensische Gruppierungen Israel 
überfallen, über 1000 Menschen getötet und mehr als 200 Menschen als Geisel verschleppt. 
Israel reagierte militärisch auf den Überfall der Hamas. Schnell wurden Vorwürfe gegen das 
israelische Militär laut, Kriegsverbrechen zu begehen, seit 2024 wird Israel beschuldigt, 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit im Gazastreifen zu begehen und zu einer genozidalen 
Kriegsführung übergangen zu sein.  

Initiiert wurde das nun vorgelegte Papier von Philip Holzapfel und der Nahostexpertin Muriel 
Asseburg, unterstützt von zahlreichen Fachleuten aus Völkerrecht, Politikwissenschaft, 
Entwicklungsarbeit und Diplomatie. Dazu zählen neben rund 170 Unterzeichnenden der 
Genozidforscher Omer Bartov, die Nahost-Expertin Kristin Helberg und die Autorin Charlotte 
Wiedemann. Sie eine die Überzeugung, dass Deutschland seine Nahostpolitik neu ausrichten 
muss: nicht länger an der Doktrin der Staatsraison, sondern an universellen Werten und 
verbindlichem Recht, schreiben sie in dem Papier. 

Die Fachleute erinnern daran, dass „Nie wieder!“ ein universelles Prinzip sei. Es verpflichte 
Deutschland, jüdisches Leben zu schützen und Antisemitismus zu bekämpfen – zugleich aber 
auch, die Rechte der Palästinenser zu achten. Eine Politik, die sich vor allem an der Sicherheit 
Israels orientiere, habe die internationale Glaubwürdigkeit Deutschlands untergraben und 
stehe zunehmend im Widerspruch zu Recht und Verfassung. 

Das Papier fordert, das Völkerrecht in allen Beziehungen strikt durchzusetzen – auch 
gegenüber Partnern. Dazu gehören die Umsetzung der Genozidkonvention und der Beschlüsse 
des Internationalen Gerichtshofs, ein Ende der Waffenexporte nach Israel, die Aussetzung des 



EU-Assoziierungsabkommens sowie ein Importverbot für Produkte aus Siedlungen. Ebenso 
müsse die Unterstützung für den Internationalen Strafgerichtshof gestärkt werden. 

Für den Frieden sei entscheidend, auf Gleichberechtigung und Selbstbestimmung beider 
Völker zu setzen. Eine Anerkennung des Staates Palästina in den Grenzen von 1967 sei 
überfällig. Regionale Initiativen wie die Arabische Friedensinitiative oder die jüngste New 
Yorker Erklärung könnten neue Impulse geben. Parallel solle die Palästinensische 
Autonomiebehörde so gestärkt werden, dass sie glaubwürdiger, effizienter und 
demokratischer werde. 

Besonders wichtig sei, die Zivilgesellschaft zu fördern, heißt es von den Unterzeichnern des 
Aufrufs: Initiativen von Israelis und Palästinensern, die an Versöhnung und gemeinsamen 
Narrativen arbeiten, müssten politisch wie finanziell unterstützt werden. Wer sich für gleiche 
Rechte einsetze, brauche Rückhalt und Schutz. 

Gleichzeitig wird angemahnt, „Spoilern“ auf beiden Seiten entschiedener entgegenzutreten. 
Extremisten dürften nicht länger ungestraft Friedensbemühungen torpedieren. Vorgeschlagen 
werden Sanktionen, Einreiseverbote und die konsequente Strafverfolgung von 
Kriegsverbrechen oder Hetze. Gleichzeitig sollten Gesprächskanäle zu Hardlinern offen 
bleiben – nicht öffentlich, aber diplomatisch. Die pauschale Einstufung der BDS-Bewegung 
als „extremistisch“ sei hingegen kontraproduktiv, da sie gewaltfreie Kritik unterdrücke und 
Radikalisierung fördere. 

In dem Papier wird für eine Stärkung des Multilateralismus geworben. Dies bedeute, 
Deutschland solle die Vereinten Nationen und insbesondere UNRWA stützen, UN-Personal 
besser schützen und sich für eine regionale Sicherheitsarchitektur einsetzen. Auch die EU 
müsse handlungsfähiger werden – etwa durch Mehrheitsentscheidungen in der Außenpolitik 
oder engere Kooperation williger Mitgliedstaaten. 

Die Autorinnen und Autoren fordern eine nüchterne, faktenbasierte Kommunikation. 
Verzerrte Narrative – etwa die Behauptung, es gebe keinen arabischen Partner für den Frieden 
– müssten korrigiert werden. Unabhängige internationale Ermittlungen, Zugang für 
Journalistinnen und humanitäres Personal sowie die Aufarbeitung mutmaßlicher 
Kriegsverbrechen seien unabdingbar. 

Historische Verantwortung dürfe nicht selektiv verstanden werden. Sie gelte nicht nur den 
jüdischen Opfern der Shoah, sondern auch den Palästinensern, die unter der Gründung Israels 
und der bis heute andauernden Besatzung litten. Deutschland solle dies anerkennen und durch 
konkrete Beiträge zur Lösung der Flüchtlingsfrage und zur Versöhnung unterstreichen. 

Zudem gelte es, die Polarisierung in Deutschland selbst ganzheitlich zu bekämpfen. 
Antisemitismus und antimuslimischer Rassismus seien zwei Seiten derselben Medaille. 
Strategien dagegen müssten den Nahostkonflikt als treibende Kraft einbeziehen, 
Begegnungen fördern und klar zwischen legitimer Kritik an israelischer Politik und strafbarer 
Hetze unterscheiden. 

Schließlich mahnt das Papier, die im Grundgesetz verankerten Rechte nicht im Namen der 
Sicherheit auszuhöhlen. Meinungs-, Versammlungs- und Wissenschaftsfreiheit seien 
essenziell. Deutschland solle zivilgesellschaftliche Initiativen zur Stärkung humanistischer 
Werte fördern und entmenschlichender Rhetorik entschieden entgegentreten – im eigenen 
Land wie im internationalen Umfeld. 


